jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2023/9/8 W137
2218823-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 08.09.2023

Entscheidungsdatum

08.09.2023
Norm

BFA-VG §22a Abs1

B-VG Art133 Abs4

Dublin 11I-VO Art28 Abs2
FPG 8§76 Abs2 Z3

VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG § 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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8. FPG § 76 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG 8§ 35 heute
2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch

’

W137 2218823-1/11E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Peter HAMMER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX geb. XXXX StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
05.05.2019, ZI. 1169356409-190452744, sowie die Anhaltung des Beschwerdefihrers in Schubhaft von 05.05.2019 bis
17.05.2019 zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Peter HAMMER als
Einzelrichter Uber die Beschwerde des rémisch 40 geb. romisch 40 StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 05.05.2019, ZI. 1169356409-190452744, sowie die Anhaltung des
Beschwerdefuhrers in Schubhaft von 05.05.2019 bis 17.05.2019 zu Recht erkannt:

A)

|. Der Beschwerde wird gemafRR § 76 Abs. 2 Z 3 FPG iVm Art 28 Abs 2 VERORDNUNG (EU) Nr. 604/2013 iVm8§ 22a Abs. 1
BFA-VG stattgegeben und die Anhaltung in Schubhaft von 05.05.2019 bis 17.05.2019 fiur rechtswidrig erklartrémisch
eins. Der Beschwerde wird gemal3 Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 3, FPG in Verbindung mit Artikel 28, Absatz 2,
VERORDNUNG (EU) Nr. 604 aus 2013, in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG stattgegeben und die
Anhaltung in Schubhaft von 05.05.2019 bis 17.05.2019 fur rechtswidrig erklart.

Il. GemalR & 35 VwWGVG hat der Bund (Bundesminister fir Inneres) der beschwerdefiihrenden Partei Aufwendungen in
der Héhe von 767,30 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.rémisch zwei. Gemal3 Paragraph
35, VWGVG hat der Bund (Bundesminister fur Inneres) der beschwerdefiihrenden Partei Aufwendungen in der Hohe

von 767,30 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

Ill. Der Antrag der belangten Behdrde auf Kostenersatz wird gemaR 8 35 VwGVG abgewiesen.romisch drei. Der Antrag

der belangten Behdrde auf Kostenersatz wird gemaR Paragraph 35, VWGVG abgewiesen.
B)

Die Revision ist gem. Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gem. Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig.

Text

Entscheidungsgriinde:, Entscheidungsgriinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Der damals minderjahrige Beschwerdeflihrer ist Staatsangehériger der Russischen Féderation und stellte am
26.09.2017 gemeinsam mit seinen Eltern und seiner Schwester einen erfolglosen Antrag auf internationalen Schutz in
Osterreich. Am 28.03.2018 wurde der Beschwerdefiihrer nach Polen tberstellt.

1. Der damals minderjahrige Beschwerdeflihrer ist Staatsangehériger der Russischen Féderation und stellte am
26.09.2017 gemeinsam mit seinen Eltern und seiner Schwester einen erfolglosen Antrag auf internationalen Schutz in

Osterreich. Am 28.03.2018 wurde der Beschwerdefiihrer nach Polen tberstellt. ,

2. Am 04.05.2019 reiste der Beschwerdefiihrer gemeinsam mit seinen Eltern aus Polen kommend in Osterreich ein,
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nahm von sich aus mit den Beamten der Polizeiinspektion Linz Hauptbahnhof Kontakt auf, bat um Alarmierung des
Rettungsdienstes fur seinen Vater und stellte erneut einen Antrag auf internationalen Schutz. In weiterer Folge wurde
der Beschwerdefiihrer (und seine Eltern) wegen unerlaubten Aufenthalts in Osterreich festgenommen. Im Zuge der
Festnahme erlitt der Vater des Beschwerdefihrers einen Zusammenbruch und wurde aus gesundheitlichen Grinden
in ein Spital eingeliefert. Er befand sich auf unbestimmte Zeit in medizinischer Behandlung im Spital.

3. Mit dem im Spruch bezeichneten Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) wurde Uber
den Beschwerdefiihrer die Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Uberstellungsverfahrens angeordnet. Begriindend
wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass aufgrund des Vorverhaltens des Beschwerdefihrers ein betrachtliches Risiko
des Untertauchens bestehe. Zudem sei sein Aufenthalt illegal und es fehle ihm an finanziellen Mitteln ebenso wie an
der Moglichkeit der sozialen und beruflichen Integration. AuBerdem habe sich der Beschwerdeflhrer in mehreren
Mitgliedsstaaten dem Verfahren entzogen.

4. In Osterreich lebt neben den Eltern des Beschwerdefiihrers auch ein Cousin des Vaters des Beschwerdefiihrers, bei
dem der Beschwerdefiihrer voribergehend Unterkunft nehmen konnte.

5. Am 14.05.2019 langte beim Bundesverwaltungsgericht die gegenstandliche Beschwerde gegen die Anordnung der
Schubhaft mit im Spruch bezeichneten Bescheid ein. Die Beschwerde wurde hinsichtlich der Frage der fortdauernden
Anhaltung in Schubhaft im Wesentlichen damit begriindet, dass kein Risiko des Untertauchens bestehe und die
Wohnmoglichkeit des Beschwerdeflihrers nicht hinreichend beachtet worden sei. Es bestehe kein hinreichender
Sicherungsbedarf und der Beschwerdefiihrer verfiige auch Uber familidre Ankniipfungspunkte in Osterreich da der
Cousin des Vaters des Beschwerdefiihrers legal in Osterreich lebe. Zudem sei der Vater des Beschwerdefiihrers im
Spital und sei ein Untertauchen der Familienmitglieder nicht naheliegend. AuBerdem sei der Ausschluss von gelinderen
Mitteln insbesondere bei Berlcksichtigung der Minderjahrigkeit des Beschwerdeflhrers nicht nachvollziehbar.

5. Am 14.05.2019 langte beim Bundesverwaltungsgericht die gegenstandliche Beschwerde gegen die Anordnung der
Schubhaft mit im Spruch bezeichneten Bescheid ein. Die Beschwerde wurde hinsichtlich der Frage der fortdauernden
Anhaltung in Schubhaft im Wesentlichen damit begriindet, dass kein Risiko des Untertauchens bestehe und die
Wohnmoglichkeit des Beschwerdeflhrers nicht hinreichend beachtet worden sei. Es bestehe kein hinreichender
Sicherungsbedarf und der Beschwerdefiihrer verfiige auch Uber familidre Ankniipfungspunkte in Osterreich da der
Cousin des Vaters des Beschwerdefiihrers legal in Osterreich lebe. Zudem sei der Vater des Beschwerdefiihrers im
Spital und sei ein Untertauchen der Familienmitglieder nicht naheliegend. AuBerdem sei der Ausschluss von gelinderen
Mitteln insbesondere bei Bericksichtigung der Minderjahrigkeit des Beschwerdeflhrers nicht nachvollziehbar. ,

6. Das Bundesamt legte am 15.05.2019 den Verwaltungsakt vor.
6. Das Bundesamt legte am 15.05.2019 den Verwaltungsakt vor.,

7. Am 17.05.2019 stellte das Bundesverwaltungsgericht mit Erkenntnis (Geschaftszahl: W137 2218823-1/6E fest, dass
die Voraussetzungen fiir die Fortsetzung der Haft am 17.05.2019 nicht vorlagen, da jedenfalls zu diesem Zeitpunkt die
Sicherung des Verfahrens auch mit Anordnung gelinderer Mittel méglich war.

8. Im angefochtenen Bescheid vom 05.05.2019 wird hinsichtlich der VerhaltnismaRigkeitsprufung weder auf die in
Osterreich lebende Verwandtschaft, noch auf den Gesundheitszustand und Spitalsaufenthalt des Vaters - bereits zum
Zeitpunkt der Schubhaftanordnung - eingegangen.

9. Der BeschwerdeflUhrer ist seit 29.08.2019 nicht mehr im Bundesgebiet gemeldet. Mit Schreiben vom 24.05.2023 gab
die bevollmachtigte Vertreterin bekannt, dass das Vertretungsverhaltnis weiterbesteht.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Beweiswirdigung:

1.1. Der oben ausgefluhrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem Inhalt des vorgelegten
Verwaltungsaktes des Bundesamtes zur ZI. 1169356409-190452744 und dem vorliegenden Gerichtsakt des
Bundesverwaltungsgerichtes.

1.2. Die Feststellungen zur Festnahme am 04.05.2019 und zur Hospitalisierung des Vaters des Beschwerdefiihrers
ergeben sich aus der Berichterstattung der einschreitenden Beamten.



1.3. Die Feststellungen zu den in Osterreich lebenden Familienangehérigen ergeben sich aus den glaubhaften Angaben
des Beschwerdefiihrers und seiner Mutter und der Tatsache, dass diese vom Bundesamt nicht bestritten wurden.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behorde gegeben findet, hat es
gemal § 27 VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs.1 Z 3 und 4 VwGVG)
oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. GemalR8 9 Abs. 1
VwGVG hat die Beschwerde u.a. (Z 3) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie (Z 4)
das Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | Nr. 51/2012, wurde zu§8 27 VwGVG ausgefuhrt: ,Der vorgeschlagene
§ 27 legt den Prifungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer
Berufungsbehorde (vgl. 8 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der
Beschwerde beschrankt sein.”2.1. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, hat es gemall Paragraph 27, VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf
Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwGVG) oder auf Grund der Erklarung UGber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. Gemald Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat
die Beschwerde u.a. (Ziffer 3,) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie (Ziffer 4,) das
Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde zu Paragraph 27, VWGVG ausgefuhrt: ,Der
vorgeschlagene Paragraph 27, legt den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die Kognitionsbefugnis des
Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein.”

2.2. Der mit ,Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft” betitelte 8 22a des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-
VG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, lautet:2.2. Der mit ,Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft” betitelte
Paragraph 22 a, des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF, lautet:

.8 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

1. ernach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. erunter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
3. gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptstick des FPG angeordnet wurde.

(1a) Fur Beschwerden gemal3 Abs. 1 gelten die fur Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.(1a) Fir Beschwerden
gemal Absatz eins, gelten die fur Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht dem
Beschwerdeflhrer gemalR § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu
beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist
gehemmt.(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer
Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht
dem Beschwerdeflihrer gemal} Paragraph 13, Absatz 3, AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der
Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen
Ablauf der Frist gehemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/27
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/9
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/9
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/51
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/27
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/87
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/13

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat tberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprufen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhéltnismaRig ist. Diese Uberprufung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhéltnismé&Rig ist. Diese Uberprifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde geméaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zuldssig.”

Das Bundesverwaltungsgericht ist somit gemal3§ 22a Abs. 1 BFA-VG fur die Entscheidung der gegenstandlichen
Beschwerde zustandig.Das Bundesverwaltungsgericht ist somit gemald Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG fur die
Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde zustandig.

Zu Spruchteil A)

2.3. Der mit ,Schubhaft” betitelte § 76 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, lautet:2.3. Der
mit ,Schubhaft” betitelte Paragraph 76, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100
aus 2005, idgF, lautet:

.8 76. (1) Fremde kdénnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (8 77) erreicht werden kann. Unmindige Minderjahrige durfen nicht in Schubhaft
angehalten werden.,8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck
der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmundige Minderjahrige
darfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung
oder Sicherheit gemaR § 67 gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme nach dem 8.
Hauptstiick oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft
verhaltnismaRig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen(2) Die Schubhaft darf nur
angeordnet werden, wenn, 1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im
Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden
die offentliche Ordnung oder Sicherheit gemaR Paragraph 67, gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft
verhaltnismaRig ist,, 2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme
nach dem 8. Hauptstlick oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft
verhaltnismaRig ist, oder, 3. die Voraussetzungen des Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskraftige Ruckkehrentscheidung vorliegt (§ 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den
Fallen des § 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft eine vom Aufenthalt des
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Fremden ausgehende Gefdhrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.Bedarf es der Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden Malinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte rechtskraftige
Ruckkehrentscheidung vorliegt (Paragraph 59, Absatz 5,), so steht dies der Anwendung der Ziffer eins, nicht entgegen.
In den Fallen des Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG gilt Ziffer eins, mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft
eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefahrdung der offentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht

voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitsprufung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein
allifalliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter
Berlcksichtigung der Schwere der Straftaten das o6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer
Abschiebung den Schutz der persdnlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.(2a) Im Rahmen der
VerhaltnismaRigkeitsprifung (Absatz 2 und Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein allfalliges
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Berticksichtigung
der Schwere der Straftaten das 6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der
personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
bertcksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemafld § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemaR § 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und
deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend
einer aufrechten Anordnung zur Auf3erlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaBnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (&8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder
dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine
durchsetzbare aufenthaltsbeendende Malinahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in
Schubhaft befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrage auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der
Fremde falsche Angaben hierlber gemacht hat,

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

C. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder
des bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten
Mitgliedstaat beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der
Unterkunftnahme gemal3 88 52a, 56, 57 oder 71 FPG, 8 38b SPG, 8 13 Abs. 2 BFA-VG oder 88 15a oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Malinahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das
Ausliben einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die
Existenz eines gesicherten Wohnsitzes.(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder 2 oder im Sinne des
Artikel 2, Litera n, Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der
Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich
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erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berucksichtigen,, 1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalBnahme mitwirkt oder die Rickkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;, 1a. ob der
Fremde eine Verpflichtung gemalR Paragraph 46, Absatz 2, oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemald Paragraph 46, Absatz 2 b, auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge
geleistet hat und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (Paragraph 3, Absatz 3, BFA-VG) angeordnet worden sind;, 2. ob der
Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;, 3. ob eine
durchsetzbare aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits entzogen hat;, 4. ob der
faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde
oder dieser dem Fremden nicht zukommt;, 5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf
internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu
diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3, Ziffer eins bis 3 BFA-VG
angehalten wurde;, 6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der
erkennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung
zustandig ist, insbesondere sofern, a. der Fremde bereits mehrere Antrdge auf internationalen Schutz in den
Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde falsche Angaben hiertiber gemacht hat,, b. der Fremde versucht hat, in
einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder, c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der
erkennungsdienstlichen Behandlung oder des bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde
die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat beabsichtigt;, 7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen
Mittel nicht nachkommt;, 8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder
Anordnungen der Unterkunftnahme gemal3 Paragraphen 52 a, 56, 57, oder 71 FPG, Paragraph 38 b, SPG, Paragraph
13, Absatz 2, BFA-VG oder Paragraphen 15 a, oder 15b AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer
aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren
aufenthaltsbeendenden MaRnahme;, 9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen
familidarer Beziehungen, das AusUben einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein
ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemafR§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(4) Die
Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemalR Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als
widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem
Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MalRnahme (Ziffer eins,
oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung
des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Griinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und§ 12 Abs. 1 BFA-VG gelten
sinngemaR.”(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so
kann diese aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden MalRinahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph
12, Absatz eins, BFA-VG gelten sinngemal3.”

2.4. Die Anhaltung in Schubhaft ist nach Mal3gabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und
des Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf
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zugrunde liegt und die Schubhaft unter Bertcksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist.
Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an
der Schonung seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des
Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG, erreicht
werden (8 76 Abs. 1 FPG), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zuldssig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VWGH
22.01.2009, ZI.2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).2.4. Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der
grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK
nur dann zuldssig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die
Schubhaft unter BerUcksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist. Dabei sind das
offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden
(Paragraph 76, Absatz eins, FPG), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus
2012,; VwGH 22.01.20009, ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich
der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (§ 76
Abs. 3 FPG). Es ist allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme bereits eingeleitet worden ist (VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel
dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der
Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (Paragraph 76, Absatz 3, FPG). Es ist
allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme bereits
eingeleitet worden ist (VwGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
AnknUpfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prufung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwWGH 08.09.2005, ZI.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).

3. Zur Frage der Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides und der Anhaltung in Schubhaft

3.1. Das Bundesamt hat es verabsaumt die Moglichkeiten fur gelindere Alternativen zur Inhaftnahme substanziell zu
prifen. Die in§ 77 FPG demonstrativ aufgezahlten Optionen wurden teilweise nur pauschal in einem Satz fiur
untauglich befunden: ,Doch auch was die die Unterkunftsnahme in bestimmten Raumlichkeiten und periodische
Meldeverpflichtung betrifft, kann in Threm Fall nicht das Auslangen gefunden werden.” (S. 20 des gegenstandlichen
Bescheids). Dies ist insbesondere unter Berucksichtigung des Gesundheitszustandes des Vaters wenig Uberzeugend.
3.1. Das Bundesamt hat es verabsaumt die Moglichkeiten fur gelindere Alternativen zur Inhaftnahme substanziell zu
prifen. Die in Paragraph 77, FPG demonstrativ aufgezahlten Optionen wurden teilweise nur pauschal in einem Satz fir
untauglich befunden: ,Doch auch was die die Unterkunftsnahme in bestimmten Raumlichkeiten und periodische
Meldeverpflichtung betrifft, kann in Threm Fall nicht das Auslangen gefunden werden.” (S. 20 des gegenstandlichen
Bescheids). Dies ist insbesondere unter Berlcksichtigung des Gesundheitszustandes des Vaters wenig Uberzeugend.

Auf die vorhandenen drei Angehérigen mit legalem Aufenthalt in Osterreich mit der dort bestehenden
Wohnmaoglichkeit wurde bei der Prifung der gelinderen Mittel ebenso wenig Bedacht genommen. Insbesondere das
fehlende Eingehen auf die Hospitalisierung des Vaters kann angesichts der konkreten Umstande auch nicht unter
Verweis auf das reduzierte Ermittlungsverfahren eines Mandatsbescheides nicht als Mangel minderen Grades
angesehen werden.
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Bei der Prufung der Notwendigkeit der Einschrankung des Grundrechts auf personliche Freiheit ist darzulegen, dass
das eingesetzte Mittel der Schubhaft zur Erreichung des legitimen Ziels (Sicherung des Verfahrens und der
Abschiebung) nicht tGber das absolut notwendige Mal3 hinausgeht.

3.2. Von einer ultima-ratio-Situation kann vor diesem Hintergrund nicht gesprochen werden. Eine solche verlangt, dass
alle anderen zumutbaren Mittel erschopft sind. Da sowohl gelindere Mittel als auch gewichtige Interessen der
Beschwerdefihrerin nicht in hinreichender Weise erwogen wurden, belastet die Behérde ihren Bescheid und die auf
diesen gestitzte Anhaltung mit Rechtswidrigkeit. Daran kann auch der offenkundige Sicherungsbedarf aufgrund des

bisherigen Verhaltens des Beschwerdefuhrers nichts andern.
4. Entfall einer mundlichen Verhandlung

Gemal 8 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine muandliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.GemaR Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG
kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht

den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Gemal 8 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren. Gemaf § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Z 1) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fir rechtswidrig zu erkldren ist oder (Z 2) die Sdumnisbeschwerde
zurlickzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn
die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht kann gemalR8 24 Abs. 5 VwGVG von der
Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdruicklich darauf verzichten. Ein solcher
Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erkldrt werden.GemaR Paragraph 24, Absatz eins,
VWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine
offentliche mundliche Verhandlung durchzufihren. GemalR Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Ziffer eins,) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder (Ziffer 2,) die SGumnisbeschwerde
zurlckzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemald Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht
erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht
kann gemal} Paragraph 24, Absatz 5, VWGVG von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn
die Parteien ausdricklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung
erklart werden.

Die Abhaltung einer offentlichen mundlichen Verhandlung konnte gemal3§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm§ 24 VwGVG
unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war und
Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die flir die gegenstandliche Entscheidung maRgeblichen Sachverhaltselemente
nicht vorlagen.Die Abhaltung einer 6ffentlichen miindlichen Verhandlung konnte gemaf} Paragraph 21, Absatz 7, BFA-
VG in Verbindung mit Paragraph 24, VWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des
Inhaltes der Beschwerde geklart war und Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die flr die gegenstandliche Entscheidung
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mafgeblichen Sachverhaltselemente nicht vorlagen.

DarUber hinaus stutzt sich die gegenstandliche Entscheidung im Kern auf Rechtsfragen, namlich das Vorliegen
beziehungsweise die Auspragung der Ziffer 1 und 9 des 8 76 Abs. 3 FPG sowie das Bestehen einer ,ultima-ratio-
Situation” - was ebenfalls eine rechtliche Wertung darstellt. DarGiber hinaus stutzt sich die gegenstandliche
Entscheidung im Kern auf Rechtsfragen, namlich das Vorliegen beziehungsweise die Auspragung der Ziffer 1 und 9 des
Paragraph 76, Absatz 3, FPG sowie das Bestehen einer ,ultima-ratio-Situation” - was ebenfalls eine rechtliche Wertung
darstellt.

5. Kostenersatz

5.1. Gemal § 22a Abs. 1a BFA-VG gelten flr Beschwerden nach dieser Bestimmung die fir Beschwerden wegen
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt anwendbaren Bestimmungen des
VwGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behdrde ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen
hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist (fir die Zeit vor Inkrafttreten des 8 22a Abs. 1a BFA-VG
s. VwWGH 23.04.2015, Ro 2014/21/0077).5.1. Gemal Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG gelten fir Beschwerden nach
dieser Bestimmung die fur Beschwerden wegen AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behorde jene Behdrde ist,
die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist
(fur die Zeit vor Inkrafttreten des Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG s. VwGH 23.04.2015, Ro 2014/21/0077).

52. GemalR§ 35 Abs. 1 VwWGVG hat die im Verfahren Uber Beschwerden wegen AusUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen
durch die unterlegene Partei. Wenn die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt fur rechtswidrig erklart wird, dann ist gemaR Abs. 2 der Beschwerdefiihrer die obsiegende und die
Behoérde die unterlegene Partei. Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom
Beschwerdefihrer vor der Entscheidung durch das Verwaltungsgericht zurlickgezogen wird, dann ist gemaf3 Abs. 3 die
Behérde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer die unterlegene Partei. GemaR der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist auch der Fortsetzungsausspruch in die Beurteilung des ,Obsiegens” einzubeziehen. Die
88 52 bis 54 VwWGG sind gemal3 Abs. 6 auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal Abs. 1 sinngemald anzuwenden. 5.2.
Gemal’ Paragraph 35, Absatz eins, VWGVG hat die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen
durch die unterlegene Partei. Wenn die angefochtene Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt fur rechtswidrig erklart wird, dann ist gemal3 Absatz 2, der Beschwerdeflhrer die obsiegende und die
Behorde die unterlegene Partei. Wenn die Beschwerde zurlickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom
Beschwerdefiihrer vor der Entscheidung durch das Verwaltungsgericht zurlickgezogen wird, dann ist gemal3 Absatz 3,
die Behdrde die obsiegende und der Beschwerdefliihrer die unterlegene Partei. GemaR der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist auch der Fortsetzungsausspruch in die Beurteilung des ,Obsiegens” einzubeziehen. Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind gemald Absatz 6, auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemdfRl Absatz eins,
sinngemaR anzuwenden.

Dem Beschwerdefuhrer gebuhrt als (vollstandig) obsiegender Partei - inklusive dem vom Bundesamt nicht
angefochtenen Erkenntnis vom 17.05.2019, W137 2218849-1/6E, daher Kostenersatz im gesetzlich vorgesehenen
Umfang. Die belangte Behdrde hat als unterlegene Partei keinen Anspruch auf Kostenersatz.

Zu B)

Gemall 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig, wenn die Entscheidung von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
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die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vorliegen.Die Revision ist gemalR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig, wenn die Entscheidung von der LOsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |I6senden Rechtsfrage vorliegen.

Dies liegt im gegenstandlichen Fall nicht vor. Hinsichtlich der fehlenden Notwendigkeit der Durchfuhrung einer
mundlichen Verhandlung wird auf die Ausfiihrungen in Abschnitt 11.5. verwiesen. Der reduzierte Ermittlungs- und
Begrindungsaufwand im Zusammenhang mit der Erlassung eines Mandatsbescheides raumt einer Behorde jedenfalls
nicht das Recht ein, wesentliche (unstrittige) Sachverhaltselemente (weitgehend) zu negieren oder sachlich nicht
begrindbare Spekulationen Uber zukUlnftiges Verhalten - ausschlieRlich zum Nachteil des Betroffenen - vorzunehmen.
Dies liegt im gegenstandlichen Fall nicht vor. Hinsichtlich der fehlenden Notwendigkeit der Durchfuhrung einer
mundlichen Verhandlung wird auf die Ausfihrungen in Abschnitt romisch zwei.5. verwiesen. Der reduzierte
Ermittlungs- und Begriindungsaufwand im Zusammenhang mit der Erlassung eines Mandatsbescheides raumt einer
Behorde jedenfalls nicht das Recht ein, wesentliche (unstrittige) Sachverhaltselemente (weitgehend) zu negieren oder
sachlich nicht begriindbare Spekulationen Uber zukinftiges Verhalten - ausschlie3lich zum Nachteil des Betroffenen -

vorzunehmen.
Die Revision war daher nicht zuzulassen.
Schlagworte

Dublin l1I-VO Familienangehdriger gelinderes Mittel Gesundheitszustand illegaler Aufenthalt Kostenersatz
Rechtswidrigkeit Schubhaft Sicherungsbedarf Uberstellung
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2023:W137.2218823.1.00
Im RIS seit

04.10.2023
Zuletzt aktualisiert am

04.10.2023

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2023/9/8 W137 2218823-1
	JUSLINE Entscheidung


